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ENERGIE, INFRASTRUKTUR UND UMWELT KERNAUSSAGEN 
UN-Konferenz: Klimaschutz kosteneffizient erreichen 
Dr. Susanne Cassel und Dr. Tobias Thomas 

 

Politikanalyse: 
 

• Die Treibhausgas-Emissionen sind in den 
vergangenen Jahren weiter angestiegen. 

• Nach dem Kyoto-Protokoll 1997 gab es 
kein verbindliches Folgenabkommen. 

• Im Juni 2015 haben die G7 ambitionierte 
Klimaziele und langfristig den Verzicht 
auf die Nutzung fossiler Energieträger 
angekündigt.  

Politikempfehlung: 
• Wirkung nationaler Klimareduktionsziele 

nicht überbewerten.  
• Weltweit einheitliche CO2-Preise über 

umfassende Zertifikatemärkte erreichen.  
• Internationale Verhandlungen über CO2-

Reduktion von der Verteilung der Kos-
ten entkoppeln und Entwicklungs- und 
Schwellenländer über eine kostenlose 
Zuteilung von Emissionsrechten ins Boot 
holen.  

•  

 

Vom 30. November bis 11. Dezember 
2015 findet in Paris die 21. UN-
Klimakonferenz statt. Ziel ist es, ein neues 
Abkommen mit verbindlichen Klimazielen 
für alle 194 Mitgliedsstaaten der UN-
Klimarahmenkonvention abzuschließen. 
Damit soll ein Nachfolgevertrag für das 
1997 beschlossene Kyoto-Protokoll ver-
einbart werden, in dem sich die Industrie-
staaten erstmals völkerrechtlich bindend zu 
einer Begrenzung des Treibhausgasaussto-
ßes verpflichtet haben. Allerdings haben die 
USA als wichtiger Emittent von Treibhaus-
gasen das Kyoto-Protokoll nicht ratifiziert 
und Kanada ist 2011 aus dem Abkommen 
ausgestiegen. Die Bemühungen um ein Fol-
geabkommen haben bisher zu keiner Eini-
gung geführt, da die Differenzen insbeson-
dere über Umfang und Verteilung der künf-
tigen Verpflichtungen zur Treibhausgas-
reduktion, den Beitrag der Schwellen- und 
Entwicklungsländer sowie die Höhe der 
Finanztransfers zu groß waren.  
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Nachdem die G7-Regierungschefs auf 
Schloss Elmau im Juni 2015 beschlossen 
haben, dass bereits bis 2050 die weltweiten 
Emissionen von Treibhausgasen um 40 bis 
70 Prozent gegenüber 2010 reduziert wer-
den sollen und bis zum Ende des 21. Jahr-
hunderts vollständig auf den Verbrauch fos-
siler Energieträger wie Kohle und Erdöl 
verzichtet werden soll, ist die Hoffnung auf 
einen erfolgreichen Abschluss der Pariser 
Konferenz gestiegen. „Der Beschluss der 
G7 übt deutlichen Druck auf die Märkte 
aus“, sagt Claudia Kemfert vom Deutschen 
Institut für Wirtschaftsforschung Berlin. Im  

 

 

Vorfeld der Konferenz von Paris haben 
mehr als 170 der 196 Vertragsstaaten, die 
über 95 Prozent der weltweiten Treibhaus-
gase emittieren, Maßnahmen benannt, mit 
denen sie bis 2030 Treibhausgase reduzie-
ren wollen. Allerdings würden die benann-
ten „Intended Nationally Determined 
Contributions“ (INDCs) in der Summe le-
diglich dazu führen, dass sich das Wachs-
tum der Treibhausgasemissionen ab-
schwächt. Um das Ziel zu erreichen, die 
Erderwärmung in diesem Jahrhundert auf 
höchstens 2 Grad Celsius zu begrenzen, 
wäre es hingegen notwendig, wesentlich 
umfangreichere Maßnahmen umzusetzen 
und die Emissionen bis 2030 um mindes-
tens 20 Prozent zu senken.  
 

„Eine verbindliche Festlegung der INDCs 
wäre dennoch als Erfolg der Pariser Konfe-
renz zu werten“, urteilt Claudia Kemfert, 
trotz aller Schwierigkeiten: so sind die von 
den Ländern vorgelegten Maßnahmen nicht 
vergleichbar und eine gegenseitige Über-
prüfung nur schwer möglich. Dazu müsste 
zunächst ein einheitliches Bewertungssys-
tem etabliert und Einigkeit darüber erzielt 
werden, dass die Umsetzung der Maßnah-
men überwacht und ihre Nichterfüllung 
sanktioniert wird.  
 

Nationale Klimareduktionsziele führen zu-
dem nicht dazu, dass Treibhausgasemissio-
nen dort vermieden werden, wo es am 
kostengünstigsten möglich ist. „Besser als 
über länderspezifische Reduktionsverpflich-
tungen zu verhandeln, wäre es, sich auf ei-
nen einheitlichen Preis für jede ausgestoße-
ne Tonne CO2 zu einigen“, sagt Georg  
Meran von der Technischen Universität 
Berlin. Denn grundlegendes Hindernis für 
verbindliche Reduktionsverpflichtungen ist 
einerseits das Trittbrettfahrerproblem – 
jedes Land hofft auf Beiträge anderer, um 
selbst ohne Reduktionsverpflichtungen da-
von zu kommen – und andererseits das 
starke Gewicht, das Verteilungsfragen in 
den Verhandlungen haben. Während 1990 
die Industrieländer einen Anteil von 62 
Prozent an den weltweiten Treibhausgas-
emissionen hatten, ist ihr Anteil bis 2013 
auf 37 Prozent zurückgegangen. Schwellen- 
und Entwicklungsländer emittieren inzwi-
schen deutlich über die Hälfte der weltwei-
ten Treibhausgase, sehen sich aber über-
fordert, die finanziellen Lasten und ökono-
mischen Auswirkungen von Klimaschutz-
maßnahmen zu tragen. „Daher ist es ent-
scheidend, die Frage, wo wieviel CO2 ver-
mieden wird, von der Frage zu trennen, 
wer die Kosten dafür trägt. Da die Entwick-
lungs-   und   Schwellenländer  die  größten  

 

Belastungen zu tragen haben, müssen sie 
durch entsprechende Transfers bzw. kos-
tenlose Zuteilung von Emissionsrechten in 
einem Emissionshandelssystem entschädigt 
werden. In Paris einen Prozess anzustoßen, 
der zu einer kosteneffizienteren Klimapoli-
tik führt und einen Mechanismus für die 
Lastenteilung etabliert, wäre ein großer 
Erfolg“, konstatiert Joachim Weimann von 
der Universität Magdeburg.  
 

Allerdings mangele es an politischem Wil-
len für ein weltweites Emissionshandelssys-
tem. Dies dürfte nicht zuletzt polit-
ökonomisch zu erklären sein. Die Förde-
rung der heimischen Industrie im Rahmen 
der Energiewende weg von fossilen Ener-
gieträgern hin zu erneuerbaren Energien 
und mehr Energieeffizienz sehen wieder-
wahlinteressierte Politiker lieber im eige-
nen Land, als über Transfers andere Län-
dern zu unterstützen und so ein ambitio-
niertes internationales Klimaabkommen zu 
ermöglichen. Nationale Industrie- und Kli-
mapolitik sind hier eine unheilige Allianz 
eingegangen. 
 
 
 

 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundla-
ge des ECONWATCH-Panels „Auf dem 
Weg zu einem neuen Klimaschutzab-
kommen: Hinweise für einen erfolgrei-
chen Abschluss der UN-Klimakonferenz 
in Paris“ mit Prof. Dr. Claudia Kemfert 
(DIW Berlin), Prof. Dr. Georg Meran 
(Technische Universität Berlin) und Prof. 
Dr. Joachim Weimann (Otto-von-
Guericke-Universität Magdeburg) am 
Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung Berlin. 
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Helfen Sie mit! 
Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf: 
www.econwatch.org 


